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BNatSchG Bundesnaturschutzgesetz 

BNetzA Bundesnetzagentur 

BÜK Bodenübersichtskarte 

BVerwG Bundesverwaltungsgericht 

BVerwGE Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts 

bzw.  beziehungsweise 

BWaldG Bundeswaldgesetz  

CEF-Maßnahme vorgezogene Ausgleichsmaßnahme (engl. continuous ecological  
functionality-measures) 

dBA Schalldruckpegel, Messgröße zur Bestimmung der Stärke von  
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DB AG Deutsche Bahn AG 
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DLM Digitales Landschaftsmodell 

DOP Digitales Orthofoto, entzerrte Luftbilder, die die Landschaft lagerichtig ab-
bilden 

DSchG ND Niedersächsisches Denkmalschutzgesetz 

DTK Digitale topografische Karte 

DVGW Deutscher Verein des Gas- und Wasserfaches 

EG WRRL siehe WRRL 

EMF Elektromagnetische Felder 

EnWG Energiewirtschaftsgesetz 

etc.  et cetera 

EU Europäische Union 

evtl. eventuell 

EWG Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 

EZG Einzugsgebiet 

FCS-Maßnahme Maßnahmen zur Sicherung des Erhaltungszustandes 

FFH Fauna-Flora-Habitat 
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FoVG Forstvermehrungsgutgesetz 

FoVDV Forstvermehrungsgut-Durchführungsverordnung 
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fTK festgelegter Trassenkorridor (nach § 12 NABEG) 

GEK Gewässerentwicklungskonzept 

GG Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland 

GGL GIS-gestützte geomorphologische Landschaftsanalyse 

GIS Geoinformationssystem 

GPS Global Positioning System 

GOK Geländeoberkante 

GrwV Grundwasserverordnung 

Gw Grundwasser 

GW Gigawatt (1.000.000.000 W), Einheit der elektrischen Leistung 

GWK Grundwasserkörper 

GWM Grundwassermessstelle 

GZ Grünlandzahl 

ha Hektar 

HDD Horizontalspülbohrverfahren (engl. horizontal directional drilling) 

HGÜ Höchstspannungs-Gleichstrom-Übertragung 

HNB Höhere Naturschutzbehörde 

HWRM-RL Hochwasserrisikomanagementrichtlinie 

Hz Hertz, Einheit für die Frequenz  

IBN Inbetriebnahme 

i. d. R. in der Regel 

IGBT Bipolartransistor mit isolierter Gate-Elektrode 

inkl. inklusive  

InvBeG Gesetz zur Beschleunigung von Investitionen 

i. S. v. im Sinne von 

i. V. m. in Verbindung mit 

IBA Important Bird Area 

KAS Kabelabschnittstation 

KKS kathodischer Korrosionsschutz 

km  Kilometer 

kV Kilovolt (1.000 V) 

LAI Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Immissionsschutz 

LAWA Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Wasser 

LBEG Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie 

LBP Landschaftspflegerischer Begleitplan 

LED light-emitting diode 
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PL Planungsleitsatz 

PlanSiG Planungssicherstellungsgesetz 

PlfZV Planfeststellungszuweisungsverordnung 

QS Qualitätssicherung 

RAMSAR-  Übereinkommen über Feuchtgebiete 
Konvention  

Rn Randnummer 

ROG Raumordnungsgesetz 

RROP Regionales Raumordnungsprogramm 

RVS Raumverträglichkeitsstudie 

Rz. Randzahl 

s.a. siehe auch 

SDB Standarddatenbogen 

SG Schutzgut 

SiGeKo Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinator  

SL SuedLink 

söpB sonstige öffentliche und private Belange 

SUP Strategische Umweltprüfung 

t Tonnen 

TA Trassenabschnitt 

TA Lärm Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm 

TBM Tunnelbohrmaschine 

TenneT TenneT TSO GmbH  

TKG Telekommunikationsgesetz 

TKS Trassenkorridorsegment 

TNG TransnetBW GmbH  

TrinkwV Trinkwasserverordnung 

TV Trassenvorschlag 

TWGG Trinkwassergewinnungsgebiet 

TWh Terawattstunde 

u. U. unter Umständen 

UIG-Antrag Datenanfrage nach dem Umweltinformationsgesetz 

UmwRG Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz 

ÜNB Übertragungsnetzbetreiber 

UNB Untere Naturschutzbehörde 

UNESCO United Nations Educational, Scientific and Cultural Organization 



Antrag auf Planfeststellungsbeschluss A100_ArgeSL_P19_V4_B3_GEN_1000 
Planfeststellungsabschnitt B3 12.05.202 
 

ARGE SuedLink 2019 15 | 301 
A100_ArgeSL_P19_V4_B3_GEN_1000_Antrag P19.docx © ArgeSL19 - 2021 

USchadG Umweltschadensgesetz 

ÜSG Überschwemmungsgebiet 

UVP Umweltverträglichkeitsprüfung 

UVP-Bericht Bericht zu den voraussichtlichen Umweltauswirkungen des Vorhabens 

UVPG Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

vgl. vergleiche 

VHT Vorhabenträger 

VO Verordnung 

VRG Vorranggebiet 

VSC Voltage-Sourced Converter 

VSch-Gebiet Europäisches Vogelschutzgebiet 

VSch-RL Vogelschutzrichtlinie 

VTK Vorschlagstrassenkorridor gemäß § 8 NABEG Unterlagen 

VwVfG Verwaltungsverfahrensgesetz 

WebGIS Online Geodaten Dienst 

WG Wassergesetz 

WHG Wasserhaushaltsgesetz 

WRRL Wasserrahmenrichtlinie 

WSG Wasserschutzgebiet 

WSG-VO Wasserschutzgebietsverordnung 

WVU Wasserversorgungsunternehmen 

z. B. zum Beispiel 

z. T. zum Teil 
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Die Größe einer einzelnen Kabelabschnittstation auf der Normalstrecke beträgt etwa 0,7 ha. 

Werden zwei Kabelabschnittstationen der beiden Vorhaben unmittelbar nebeneinander ange-
ordnet, ergeben sich Flächeneinsparungen und die Fläche beträgt dann etwa 1,3 ha. Das 

höchste Anlagenteil stellen die Blitzschutzmasten mit 27 m dar. 

0.2.1.4 Kabelverlegung 

Bei der Kabelverlegung wird im Grundsatz von der offenen Verlegeweise (Graben) ausgegan-
gen. Neben der offenen Bauweise gibt es noch alternative Verlegemethoden wie z. B. Pflug-

verfahren oder E-Power-Pipe, die derzeit in Projekten der TransnetBW in Erprobung sind. Der 

Vorhabenträger ist offen für neue Verlegetechnologien und sucht den Austausch mit Herstel-
lern und Bauunternehmen, um bestmögliche Konzepte zu identifizieren. Jedoch sind die An-

forderungen an die präzise Verlegung von Höchstspannungserdkabeln deutlich höher als in 

den untergelagerten Netzen. Deshalb muss erst in Tests gezeigt werden, ob diese Anforde-
rungen genauso sicher und effektiv erfüllt werden können wie bei den bisherigen Verlegetech-

niken, um die Betriebssicherheit dauerhaft zu gewährleisten. Die Art der Verlegung in einem 

konkreten Bereich wird im Rahmen der weiteren Detailplanung festgelegt. 

0.2.1.5 Bodenschutz 

Im Rahmen der Planfeststellung wird das Schutzgut Boden aufgrund der Betroffenheit durch 

die Bodenbewegungen und die benötigten Baustraßen besonders berücksichtigt. Für die Un-

terlagen nach § 8 NABEG wurden bereits schutzwürdige Böden mit besonderen Funktionen 
im Naturhaushalt und Böden mit einer besonderen Empfindlichkeit gegenüber Bodenverdich-

tung und Bodenerosion erfasst. Darüber hinaus hat der Vorhabenträger in einem gemeinsa-

men Dialog mit Fachbehörden sowie Interessensverbänden der Land- und Forstwirtschaft Leit-
linien zum Bodenschutz bei Erdkabelprojekten entwickelt. Diese zielen darauf ab, die Belange 

von Eigentümern und Bewirtschaftern bereits so früh wie möglich in der Planung zu berück-

sichtigen. Als projektübergreifender allgemeiner Rahmen definieren die Leitlinien vorsor-
gende, baubegleitende und nachsorgende Maßnahmen zum Bodenschutz. Im Zuge der wei-

teren Planung werden diese Leitlinien zu regionalen Bodenschutzkonzepten weiter konkreti-

siert. Aufgrund seiner Bedeutung und der besonderen Betroffenheit des Schutzgutes Boden 
durch das geplante Vorhaben Nr. 4 wird im vorliegenden Antrag nach § 19 NABEG im vorge-

sehenen Untersuchungsrahmen für die Planfeststellungsunterlagen nach § 21 NABEG die Er-

stellung eines Bodenschutzkonzepts vorgeschlagen. Ziel ist dabei die Ausarbeitung von Emp-
fehlungen zur Berücksichtigung und Umsetzung der bodenschutzrechtlichen Belange. Zudem 

sind Unterlagen zur Land- und zur Forstwirtschaft vorgesehen, um die spezifischen Belange 

zu prüfen sowie Konflikte hinsichtlich der land- und forstwirtschaftlichen Interessen mit denen 

des geplanten Vorhabens mithilfe von Maßnahmen zu vermeiden oder zu minimieren.  
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0.2.2 Trassenvorschlag und in Frage kommende Alternativen im Abschnitt B3 

0.2.2.1 Vorgehen bei der Trassierung 

Bei der Erarbeitung des Trassenvorschlags wurden zahlreiche Planungsleit- und Planungs-
grundsätze beachtet. So wurde z. B. eine Trassenführung vermieden, durch die es zu Konflik-

ten mit Siedlungsbereichen oder Nutzungen käme, die in Bauleitplänen dargestellt sind. 

Ebenso wurden Bereiche nach Möglichkeit umgangen, die im Hinblick auf Umweltschutzgüter 
(z. B. Tiere und Pflanzen, Boden, Wasser) einen besonderen Schutzstatus oder eine hohe 

Empfindlichkeit aufweisen. Darüber hinaus wurden Belange des Baugrundes und kabelspezi-

fische Aspekte beachtet, wie z. B. die maximale Länge der einzelnen Kabelabschnitte. Unter 
weitgehender Berücksichtigung der genannten Belange wurde eine möglichst kurze, geradli-

nige Trassenführung erarbeitet und im Hinblick auf technische und ökologische Kriterien opti-

miert.  

Der Trassierung liegen die bereits im Rahmen der Bundesfachplanung erhobenen Daten zu 
Grunde. Darüber hinaus wurde die gesamte Trasse begangen, um auch in der Örtlichkeit die 

Machbarkeit des Trassenvorschlags zu überprüfen. In den Prozess der Trassenfindung sind 

auch die Ergebnisse aus der Öffentlichkeitsbeteiligung eingeflossen. Dabei handelt es sich um 
Hinweise und Vorschläge, die sich auf die Planfeststellung beziehen (Trassierungshinweise) 

und noch nicht bereits in den Unterlagen nach § 8 NABEG berücksichtigt wurden. Hierfür wur-

den Hinweise und Informationen über Veranstaltungen vor Ort und die Online-Plattform 
WebGIS eingeholt sowie die Einwendungen und Stellungnahmen an die Bundesnetzagentur 

ausgewertet. Auch die Hinweise aus den Erörterungsterminen des Abschnitts B wurden be-

rücksichtigt (vgl. Kapitel 5.3).  

0.2.2.2 Beschreibung des Trassenverlaufs 

Der Trassenvorschlag (TV) im Planfeststellungsabschnitt B3 (Niedersachsen) ist 56,4 km lang 

und beginnt an der Landkreisgrenze Region Hannover/Hildesheim. Dabei verläuft er durch die 

Städte bzw. Gemeinden Elze, Salzhemmendorf, Eime, Flecken Duingen, Alfeld (Leine) und 
Freden (Leine) sowie Einbeck in den Landkreisen Holzminden, Hameln-Pyrmont, Hildesheim 

sowie Northeim.  

Der Trassenvorschlag verläuft ab der Abschnittsgrenze B2/B3 bis westlich Elze zunächst in 

einem gestreckten Verlauf in südliche Richtung zwischen den Ortschaften Wittenburg und Sor-
sum entlang. Anschließend zweigt der TV nach Südwesten ab, um in Bündelung mit einer 

bestehenden 380-kV-Freileitung bis nordwestlich Sehlde zu verlaufen. Folgend nimmt der TV 

einen gestreckten Verlauf in südliche Richtung ein, dabei westlich vorbei an Sehlde, Dunsen 
und Deinsen sowie östlich vorbei an Esbeck und Deilmissen, anschließend die B 240 querend. 

Weiter verläuft der TV gestreckt in südöstliche Richtung, vorbei an Lübbrechtsen, Hoyershau-

sen und Lütgenholzen. Zur Umgehung von Brunkensen zweigt der TV kurz nach Osten ab, 
passiert dabei eine Engstelle zwischen Brunkensen und Brünighausen, um anschließend wie-

der einen gestreckten Verlauf in südliche Richtung aufzunehmen. Bis südwestlich Gerzen ori-

entiert sich der TV an der Bündelung mit einer 110-kV-Freileitung und passiert dabei Brunken-
sen und Warzen westlich. Die Ortschaft Werzen wird westlich umgangen, anschließend wird 
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die Bündelung verlassen und der TV orientiert sich in südöstliche Richtung bis östlich Erzhau-

sen, dabei passiert er jeweils südlich die Ortschaften Imsen und Freden (Leine). Anschließend 
nimmt der TV einen Verlauf in südliche Richtung ein, vorbei an Beulshausen und zwischen 

den Einbecker Ortsteilen Greene und Kreiensen sowie Volksen und Rittierode entlang. Bei 

Volksen schwenkt der TV nach Westen ab, quert mehrfach die Leine sowie eine Bahnstrecke 
nördlich Salzderhelden. Anschließend nimmt der TV die Bündelung mit einer 110-kV-Freilei-

tung auf und läuft somit kurz bis südlich des Ortsteils Reinserturm in südwestliche Richtung, 

um anschließend wieder einen gestreckten Verlauf in südliche Richtung bis zum Anschluss-
punkt an den Planfeststellungsabschnitt C1 aufzunehmen. Dabei passiert er östlich die Ort-

schaften Odagsen und Edemissen.  

Um die Lesbarkeit und Nachvollziehbarkeit zu gewährleisten, wurde der Trassenvorschlag in 

vier Segmente unterteilt (Segment 021 bis Segment 024). Die Beschreibung der einzelnen 
Segmente erfolgt in Form von Steckbriefen, die dem Antrag auf Planfeststellungsbeschluss 

als Anhang (Kapitel 5) beigefügt sind. Die Steckbriefe beinhalten neben den administrativen 

Informationen eine Kurzbeschreibung des Trassenvorschlags sowie die Herleitung und Be-
gründung des gewählten Verlaufs unter Berücksichtigung von Bereichen eingeschränkter 

Trassierungsmöglichkeit. Abschließend werden in einer Zusammenfassung noch einmal präg-

nante, den Trassenverlauf bestimmende Bereiche bzw. Querungen aufgelistet. Jeder Steck-
brief enthält auch Abbildungen des zu beschreibenden Bereichs mit einer Auswahl an für die 

Begründung der Trassenführung relevanten Kriterien. Wenn sich für bestimmte Bereiche die 

Notwendigkeit für die Betrachtung von Alternativen ergibt, erfolgt im Text ein entsprechender 
Hinweis auf den dazugehörigen Alternativensteckbrief. Im Planfeststellungsabschnitt B3 wur-

den drei in Frage kommende Alternativen betrachtet. Diese Alternativen werden in den Alter-

nativensteckbriefen in Kapitel 5.2 beschrieben.  

0.2.2.3 Entwicklung von Alternativen 

Bei der Entwicklung des Trassenvorschlags hat sich in einzelnen Bereichen ergeben, dass 

zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht entschieden werden kann, mit welcher Trassenführung das 

Ziel einer umweltverträglichen und wirtschaftlichen Verbindung bestmöglich erreicht werden 
kann. Dies kann insbesondere dann der Fall sein, wenn die vor Ort möglicherweise berührten 

Belange für unterschiedliche Trassenführungen sprechen und das Gewicht der jeweiligen Be-

lange anhand der vorliegenden Daten noch nicht bewertet werden kann. In diesem Fall wurden 
neben dem Trassenvorschlag auch Alternativen entwickelt. Zusammen mit dem Trassenvor-

schlag bilden die in Frage kommenden Alternativen die Grundlage für die Festlegung des Un-

tersuchungsrahmens nach § 20 NABEG. Auf der Grundlage der im Rahmen des Planfeststel-
lungsverfahrens gewonnenen vertiefenden Erkenntnisse (z. B. Ergebnisse aus Kartierungen 

oder Baugrunduntersuchungen) kann dann später eine fundierte Entscheidung getroffen wer-

den, welche Trassenführung zu bevorzugen ist.  

0.3 Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt 

Bei der Verwirklichung von SuedLink sind Auswirkungen auf die verschiedenen Umweltschutz-
güter unvermeidlich. Dabei besteht allerdings ein großer Unterschied zwischen Auswirkungen, 
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die nur vorübergehend (temporär) während der Bauzeit auftreten, und Auswirkungen, mit de-

nen dauerhaft während der Betriebsphase zu rechnen ist. 

In der Bauphase werden für die Baustelle entlang der Trasse Flächen beansprucht, die u. a. 
die Kabelgräben, Baustraßen, Zuwegungen und Lagerflächen sowie Flächen für den Aushub 

umfassen. Auf diesen Flächen muss die Vegetation weitgehend entfernt werden, darüber hin-

aus können Tiere gestört oder geschädigt werden. In den Kabelgräben wird in den Boden 
eingegriffen, bei hoch anstehendem Grundwasser oder bei starken Niederschlägen muss 

Wasser aus dem Kabelgraben gepumpt werden. Licht und Schall können auch im Umfeld der 

Baustelle zu Beeinträchtigungen von Menschen oder empfindlichen Tieren führen. 

Nach der Verlegung des Kabels werden die in Anspruch genommenen Flächen wiederherge-
stellt und der ursprünglichen Nutzung zugeführt. Eine Veränderung der Vegetation und der 

Landschaft ist dann nur noch im Bereich von Gehölzen wahrnehmbar, da tiefwurzelnde Ge-

hölze nicht auf der Kabeltrasse wachsen dürfen. Dadurch kann es in diesen Bereichen auch 
zu Einflüssen auf die angrenzenden Waldbestände kommen, zudem kann die Schneise eine 

Barrierewirkung für empfindliche Waldtiere haben. Durch den Betrieb des Kabels wird außer-

dem der Boden in unmittelbarer Nähe der Kabel erwärmt. Darüber hinaus entstehen magneti-

sche Felder, die allerdings unterhalb der gesetzlichen Grenzwerte bleiben.  

Die nachfolgende Übersicht zeigt die potenziellen Auswirkungen von SuedLink auf die Um-

weltschutzgüter gegliedert nach den jeweiligen Wirkfaktoren: 
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0.4.3 Zu erstellende Unterlagen und Gutachten 

Dem Antrag auf Planfeststellungsbeschluss nach § 19 NABEG sind alle Angaben beizufügen, 

welche der Bundesnetzagentur als zuständige Genehmigungsbehörde ermöglichen, den Un-
tersuchungsrahmen nach § 20 NABEG festzulegen und zu entscheiden, welche Unterlagen 

im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens für jeden Abschnitt erstellt werden sollen. 

Der vorliegende Antrag auf Planfeststellungsbeschluss nach § 19 NABEG beinhaltet daher 

Gliederungsentwürfe und inhaltliche Angaben zu allen geplanten einzureichenden Unterlagen.  

Für den Abschnitt B3 wird vorgeschlagen, folgende Unterlagen zu erstellen: 

- Bericht zu den voraussichtlichen Umweltauswirkungen des Vorhabens (UVP-Bericht): 
Prüfung der Vereinbarkeit des Vorhabens mit den umweltfachlichen Belangen (den so-

genannten Schutzgütern). 

- Landschaftspflegerischer Begleitplan (LBP): Abhandlung der naturschutzrechtlichen 

Eingriffsregelung gemäß Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) inkl. Berücksichtigung 
von Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen sowie Erstellung eines Kompensati-

onskonzepts. 

- Natura 2000-Prüfungen: Bewertung der Auswirkungen des Vorhabens und Prüfung der 

Vereinbarkeit von Projekten mit Gebieten des europäischen Schutzgebietsnetzes Na-

tura 2000 gemäß § 34 BNatSchG. 

- Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag: Prüfung, ob bei der Umsetzung des Vorhabens ar-

tenschutzrechtliche Verbote gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG verletzt werden. 

- Fachbeitrag zur Wasserrahmenrichtlinie: Bewertung der Auswirkungen des Vorhabens 

auf die Qualität aquatischer Ökosysteme und Prüfung möglicher Betroffenheit gemäß 
EG-WRRL (Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlament und des Rates vom 

23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Gemein-

schaft im Bereich der Wasserpolitik) und des WHG (Wasserhaushaltsgesetz). 

- Gutachten zum Immissionsschutz: Nachweis über die Einhaltung der immissions-
schutzrechtlichen Grenzwerte gem. 26. BImSchV, des Gebots zur Vermeidung erheb-

licher Belästigungen und Schäden gem. 26. BImSchV sowie Nachweis über die Ein-

haltung der Anforderungen der TA Lärm und der AVV Baulärm. 

- Hydrogeologische Fachgutachten: Fortschreibung des Hydrogeologischen Fachgut-
achtens aus der Bundesfachplanung. Bei der Querung von Wasserschutzgebieten, 

Trinkwasserschutzgebieten, Einzugsgebieten von Wassergewinnungsanlagen oder 

Heilquellenschutzgebieten sind grundsätzlich Auswirkungen auf den Wasser- und Na-
turhaushalt sowie die Nutzung innerhalb des betroffenen Einzugsgebietes zu erwarten. 

Aus diesem Grund sind vor der Erteilung einer Erlaubnis bzw. Bewilligung die hydro-

geologischen Verhältnisse zu ermitteln und hydrogeologische Gutachten zu erstellen, 
welche die Prognosen der Auswirkungen der beabsichtigten Grundwasserentnahmen 

auf die örtlichen Gegebenheiten beinhalten. 
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- Bodenschutzkonzept: Aufgrund seiner Bedeutung und der besonderen Betroffenheit 

des Schutzgutes Boden durch das geplante Vorhaben wird für die Planfeststellungs-
unterlagen ein Bodenschutzkonzept erstellt. Ziel ist dabei die Ausarbeitung von Emp-

fehlungen zur Berücksichtigung und Umsetzung der (gesetzlich verankerten) boden-

schutzrechtlichen Belange. 

- Unterlage zur Bodendenkmalpflege: Identifizierung, Beschreibung und Bewertung des 
archäologischen Potenzials (Prüfung der bekannten Bodendenkmale und Verdachts-

flächen in ihrer Lage und Ausdehnung, Identifizierung neuer und bisher unbekannter 

Bodendenkmale im Vorfeld der Baumaßnahme), Empfehlungen zu bauvorgreifenden 

bzw. baubegleitenden Maßnahmen. 

- Unterlage zur Landwirtschaft: Prüfung der Belange der Landwirtschaft in Form einer 

gesonderten Unterlage sowie Vorschlag von Maßnahmen zur Vermeidung und Mini-

mierung von Konflikten hinsichtlich der landwirtschaftlichen Interessen mit denen des 

geplanten Vorhabens. 

- Unterlage zur Forstwirtschaft: Bewertung der Auswirkungen des Vorhabens auf Wälder 

und Prüfung auf Vereinbarkeit des Vorhabens mit den forstrechtlichen Belangen ent-

sprechend einschlägiger gesetzlicher Grundlagen. 

- Unterlage mit Angaben zu den sonstigen öffentlichen und privaten Belangen, welche 
noch nicht über die oben genannten Unterlagen berücksichtigt wurden (kommunale 

Bauleitplanung, Bundeswehr, ggf. Bergbau und Rohstoffsicherung, behördliche Ver-

fahren, Infrastruktur, Funkbetrieb, Straßenbau und Schifffahrt). 

- Sonstige Unterlagen und Anträge: z. B. (Verkehrs-)Logistikkonzept, Bauablaufpla-

nung, Konzept zum Umgang mit Drainagen, etc. 
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hingegen ist, insbesondere in Folge des Kernenergieausstiegs, zur Gewährleistung der Ver-

sorgungssicherheit zunehmend auf Energietransporte aus anderen Regionen angewiesen. 

Dies gilt ungeachtet des dort voranschreitenden Ausbaus der erneuerbaren Energien.  

Bayern, Baden-Württemberg und Hessen müssen im Jahr 2030 gut 40 % ihres Jahresener-

gieverbrauchs importieren. Im Energiedialog Bayern, der im Februar 2015 abgeschlossen 

wurde, wurde für Bayern ein Leistungsdefizit in Höhe von 5 GW und ein Importbedarf in Höhe 
von 40 TWh festgestellt. Gaskraftwerke und der dezentrale Ausbau erneuerbarer Energien 

ersetzen die Energieproduktion der stillgelegten Kernkraftwerke in Zukunft nicht vollständig. 

Süddeutschland ist daher zur Deckung des Strombedarfs und zur Gewährleistung der Versor-

gungssicherheit auf Energietransporte aus anderen Regionen angewiesen. 

Durch die Verbindung der küstennahen Regionen in Schleswig-Holstein mit den Ballungsräu-

men im Süden wird die Versorgungssicherheit erhöht. Dies erfolgt, indem sowohl starke Nord-

Süd- als auch Süd-Nord-Leistungsflüsse ermöglicht werden, ohne das bestehende AC-Netz 
unzulässig zu belasten. Zusätzlich soll die Austauschkapazität mit Norwegen, Dänemark und 

Schweden auf bis zu 4,5 GW gesteigert werden. Hierfür dient die HGÜ-Verbindung als Zu- 

und Ableitung der zu transportierenden Leistung. Mit der HGÜ-Verbindung von Schleswig-
Holstein nach Baden-Württemberg wird die Kapazität des Übertragungsnetzes zwischen den 

betreffenden Regionen wesentlich erhöht und die Energie großräumig und verlustarm nach 

Süden transportiert.  

Insbesondere bei weiträumigem Energietransport reduziert der Einsatz der DC-Technologie 
den Blindleistungsbedarf erheblich. Dazu stellen die HGÜ-Konverter zusätzlich Blindleistung 

für das AC-Netz bereit. Hierdurch trägt das Projekt DC4 zur Einhaltung der AC-Spannungs-

bänder bei und leistet damit einen wichtigen Beitrag zur Spannungsstabilität im AC-Netz.  

Die geplante HGÜ-Verbindung ist eine wesentliche netztechnische Voraussetzung für die 
Übertragung der erwarteten Leistungszubauten von Onshore- und Offshore-Windenergiean-

lagen zu den Verbrauchszentren in Baden-Württemberg. Darüber hinaus schafft die HGÜ-

Verbindung, neben der Erhöhung der Versorgungssicherheit, die Voraussetzung zu einem 

freizügigen Energieaustausch mit Skandinavien.  

In einigen Jahren ist zeitweilig in Abhängigkeit des Dargebots auch mit Phasen einer Überde-

ckung des Lastbedarfs im Süden allein aus erneuerbaren Energien zu rechnen. In diesen Zei-

ten des Leistungsüberschusses an erneuerbaren Energien, z. B. aus Photovoltaik ist es mög-

lich auch Leistungen in den Norden zu transportieren.  

Die Anschlusspunkte der HGÜ-Verbindung wurden sowohl im Norden als auch im Süden so 

gewählt, dass der lokale Ausbaubedarf des 380-kV-Netzes minimiert wird.  

Durch die geplante gemeinsame Führung der Verbindungen DC3 und DC4 in weiten Teilen 

als parallele Erdkabel auf einer Stammstrecke wird der Flächenbedarf und damit der Eingriff 
für Mensch und Natur minimiert. Der alternativ mögliche Ausbau des 380-kV-Höchstspan-

nungsnetzes wäre deutlich umfangreicher und wurde insofern verworfen. 
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Die Antragsunterlagen gliedern sich somit in zwei Teile. Der erste Teil beinhaltet neben den 

allgemeinen Informationen zum Antragsgegenstand ebenfalls Erläuterungen zum Trassenvor-
schlag sowie den Alternativen. Dabei werden betroffene Gebietskörperschaften, konkrete 

technische Angaben (auch zum Bau und Betrieb der Leitung, vgl. Kapitel 2.3) sowie die um-

weltrelevanten Wirkungen des Vorhabens (vgl. Kapitel 3) beschrieben. Weiterhin wird die Aus-
wahl der in Frage kommenden Alternativen (§ 19 Satz 4 Nr. 2 NABEG) erläutert (vgl. Kapitel 

2.2), um für alle Planungsschritte eine transparente Nachvollziehbarkeit sowohl für die BNetzA 

als auch für die Öffentlichkeit zu gewährleisten. 

Der zweite Teil der Antragsunterlagen beinhaltet den Vorschlag für den Inhalt der Festlegung 
des Untersuchungsrahmens für die Unterlagen nach § 21 NABEG (Kapitel 4). Der Vorschlag 

umreißt für den UVP-Bericht das grundlegende, methodische Vorgehen für alle Schutzgüter 

mit Angaben zu Datengrundlagen, Untersuchungsräumen, Auswirkungs- und Bewertungs-
prognosen (Kapitel 4.1). Weiterhin werden geplante Gutachten und Untersuchungen aufge-

führt und kurz erläutert und die zu bearbeitenden Inhalte vorgeschlagen (Kapitel 4.3). 

Für die hiesige Erstellung der Antragsunterlagen nach § 19 NABEG wurden Informationen und 

Ergebnisse der Unterlagen nach § 8 NABEG berücksichtigt, die für den durch die BNetzA fest-
gelegten Trassenkorridor relevant sind. Auf Ebene der Planfeststellung ist eine höhere Prüf-

tiefe erforderlich, so dass eine Einbeziehung zusätzlicher Informationen, insbesondere bezüg-

lich der technischen Planung, vorgenommen wird. Bei konkreten Anhaltspunkten zu überhol-
ten Datengrundlagen wurde zudem eine entsprechende Aktualisierung vorgenommen. Sei-

tens der Vorhabenträger wurden durch die frühe, informelle Öffentlichkeitsbeteiligung sowie 

die formale Beteiligung Hinweise und Informationen eingeholt, die in die Trassenfindung ein-
geflossen sind (vgl. Kapitel 1.4 sowie Kapitel 5.3). Auch die Hinweise aus den Erörterungster-

minen des Abschnitts B (10.-11.09.2019 in Hannover sowie 17.-18.09.2019 in Walsrode-Kre-

lingen) wurden bei der Entwicklung des Trassenvorschlags berücksichtigt. 

Auf die Erstellung und Einreichung des Antrags auf Planfeststellungsbeschluss gemäß § 19 
NABEG folgt das weitere Verfahren nach § 20 Abs. 1 NABEG, wonach eine Antragskonferenz 

durch die BNetzA durchgeführt wird. Auf Grundlage der Antragskonferenz, zu der der Vorha-

benträger, Vereinigungen und die Träger öffentlicher Belange einzuladen sind (§ 20 Abs. 2 
NABEG), wird die Planfeststellungsbehörde als Ergebnis den Untersuchungsrahmen festle-

gen und den erforderlichen Inhalt der nach § 21 NABEG einzureichenden Unterlagen bestim-

men. Diese Festlegung soll innerhalb von zwei Monaten nach der Antragstellung abgeschlos-

sen sein (§ 20 Abs. 3 NABEG).  

1.6 Rechtliche Grundlagen 

1.6.1 Anzuwendende rechtliche Grundlagen 

Maßgeblich für das Planfeststellungsverfahren ist das Netzausbaubeschleunigungsgesetz 
Übertragungsnetz (§§ 18 ff. NABEG), ergänzend dazu gelten das Energiewirtschaftsgesetz 

(§§ 43 ff. EnWG) und das Verwaltungsverfahrensgesetz (§§ 72 bis 78 VwVfG). 

Hinsichtlich der Erstellung der Antragsunterlage sind konkret sowohl § 15 NABEG als auch 

§§ 18 - 24 NABEG zu berücksichtigen. § 15 NABEG bezieht sich dabei auf die Verbindlichkeit 
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da an dieser Stelle nicht das gesamte öffentliche Recht abgedeckt werden kann. Nachfolgend 

sind die wesentlichen Planungsleit- und Planungsgrundsätze, anhand derer die Projektziele 
der Antragsunterlagen nach § 19 NABEG sowie die Unterlagen nach § 21 NABEG erarbeitet 

werden, aufgeführt. 



























https://www.netzausbau.de/Wissen/Europa/PCI/de.html




























































































































































































https://biologischevielfalt.bfn.de/infothek/biologische-vielfalt/begriffsbestimmung.html























































































































































































































































































































